
Gegenwärtig werden in Deutschland grundlegende Bürgerrechte massiv einge-
schränkt - meist mit der Begründung, dadurch könne eine effektivere Bekämpfung
von Terrorismus und organisierter Kriminal ität gewährleistet werden:

Vorratsdatenspeicherung. Am 09.11.2007 hat die Große Koal ition im Bundestag
das von Bundesjustizministerin Brigitte Zypries (SPD) vorangetriebene Gesetz zur
sog. Vorratsdatenspeicherung verabschiedet. Durch dieses Gesetz sind seit
01.01.2008 al le Festnetz- und Mobi lfunkanbieter dazu verpfl ichtet, sämtl iche Verbin-
dungs- und Standortdaten al ler Nutzer verdachtsunabhängig zu protokol l ieren und
sechs Monate lang zu speichern. Es ist also nachvol lziehbar, wer wo wann wie lange
mit wem telefoniert oder SMS-Nachrichten austauscht. Zugriff auf diese Daten haben
neben der Pol izei die deutschen Geheimdienste und 52 Drittstaaten. Ab 01.01.2009
gi lt die Speicherpfl icht al ler Verkehrsdaten auch für die Anbieter von Onl ine-Kommuni-
kationsdiensten, z.B. Internetprovider, Emailanbieter oder VoIP-Services wie Skype.

Personenkennziffer (PKZ). Mit den Stimmen von CDU, CSU und SPD hat der Bun-
destag am 09.11.2007 beschlossen, dass die bisher dezentral geführten Datenbe-
stände aus über 5200 Meldestel len zu einer zentralen Steuerdatei zusammengeführt
werden. Die Datensätze werden in der Steuerdatenbank mit einer eindeutigen und
von der Geburt an bis 20 Jahre nach dem Tod gültigen, 11-stel l igen Personen-
kennziffer ("Steuer-ID") verknüpft, die ab Mitte 2008 al len Deutschen zugetei lt wird.
Ein vergleichbares Vorhaben hatte bereits 1976 die sozial l iberale Koal ition wegen ver-
fassungsrechtl icher Bedenken verworfen.

E-Pass. Am 22.06.2005 hat der damal ige Bundesinnenminister Otto Schi ly (SPD) per
Verordnung erwirkt, dass seit 01.11.2005 al le neu ausgestel lten deutschen Reise-
pässe mit einem RFID-Chip versehen sind. Auf diesem auch aus meterweiter Ent-
fernung auslesbaren Funkchip sind neben den übl ichen Passdaten auch ein biome-
trisch verwertbares Passfoto, eine Unterschriftenprobe sowie seit November 2007
zwei Fingerabdrücke digital gespeichert. Nach den Plänen der Großen Koal ition sol l En-
de 2009 mit der Ausgabe des biometrischen E-Personalsausweises begonnen werden.

Elektronische Gesundheitskarte. Sie ist zwar keine Antiterrormaßnahme, aber
dennoch eine Bedrohung für unsere Grundrechte: die bereits in der Testphase befind-
l iche neue „Gesundheitstelematik“, durch welche die derzeit in den Arztpraxen ge-
trennt geführten Krankenakten abgelöst und zu einer zentral gespeicherten lebens-
langen Krankenakte zusammengeführt werden sol len.

Anti-Terror-Datei. Das seit 31.10.2006 gültige „Gemeinsame-Dateien-Gesetz“ dient
als gesetzl iche Grundlage zur Zusammenführung von über 100 Datenbanken verschie-
denster staatl icher Institutionen zur sog. Anti-Terror-Datei, auf die nun Pol izei und Ge-
heimdienste Zugriff haben. Der seit Gründung der BRD gültige rechtsstaatl iche
Grundsatz der Trennung von Pol izei- und Geheimdienstarbeit wird damit faktisch au-
ßer Kraft gesetzt.

Zum Weiterrecherchieren: Videoüberwachung, 13-jährige Speicherung von Flug-
gastdaten, heiml iche Onl ine-Durchsuchung, IMSI-Catcher, Zensus 2011 ("Volks-
zählung"), Großer Lauschangriff, Wahlcomputer, DRM, §202c StGB Luftsicherheits-
gesetz, §129 StGB, Kontenabfrage, Mautdaten, automatische Kennzeichenerfassung.w
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